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1
Einleitung: Public Private
Partnership und 
Privatisierungsdiskussion

Public Private Partnerships (PPP; öffent-
lich-private Partnerschaften) werden als
Instrumente für besseres Regierungshan-
deln diskutiert. Die Erwartung ist, dass auf
diese Weise öffentliche Dienstleistungen
rascher und um ca. 10 % bis 25 % kosten-
günstiger erbracht werden als bei konven-
tioneller öffentlicher Leistungserstellung
(Christen 2007). Die britische Labour-Re-
gierung hat PPP als Alternative zu den Pri-
vatisierungen der Thatcher-Ära konzipiert.
Die öffentliche Hand wurde wieder ins
Spiel gebracht, da die Wirkungen vollstän-
diger (materieller) Privatisierungen von
der neuen Administration kritisch gesehen
worden waren (Wegener 2002; Weizsäcker
et al. 2006). Die Strategie eines Mittelwegs
zwischen materieller Privatisierung und
Beibehaltung der öffentlichen Rechtsform
ist in der Bundesrepublik von sozialdemo-
kratischen Entscheidungsträgern in Bund,
Ländern und Kommunen aufgegriffen
worden.

1.1 PPP ALS ALTERNATIVE ZU 
MATERIELLER PRIVATISIERUNG?

Eine Arbeitsgruppe der SPD-Bundestags-
fraktion sowie Ministerpräsidenten und
Minister in Bundesländern mit SPD-Re-
gierungsbeteiligung forcieren seit Mitte der
1990er Jahre PPP. Angesichts struktureller
Haushaltsengpässe der öffentlichen Hand
soll PPP auch in Deutschland private Inves-
titionen in die Infrastruktur ermöglichen,
ohne die politische Steuerung teilprivati-

– einvernehmliche Teilung der identifi-
zierten Risiken und
– eine, über eine Auftraggeber-/Auftrag-
nehmerbeziehung hinausgehende Zusam-
menarbeit.

In der Literatur werden zwei Grundtypen
von PPP unterschieden (Grabow et al.
2005; Budäus 2006). Institutionelle PPP
sind auf Dauer angelegt. In der Regel wird
als Rechtsform die GmbH gewählt. We-
sentliche Absprachen enthält der Gesell-
schaftervertrag. Vertragliche PPP bezeich-
nen langfristige Vereinbarungen zwischen
öffentlichen und privaten Akteuren. Die
wichtigsten Varianten in deutschen Kom-
munen sind (1) Bereitstellungs-, (2) Kon-
zessions- und (3) Betreiber- oder BOT-
Modelle (Gerstlberger et al. 2006). Bei der
erstgenannten Variante erhält z. B.die Kom-
mune durch den privaten Partner die lang-
jährige Bereitstellungsgarantie für Groß-
geräte (z. B. in Kliniken). Diese umfasst
Planung, Installation, Betrieb, Wartung,
Service, Reparatur und – als Besonderheit
– die kontinuierliche technologische Wei-
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sierter Aufgaben vollständig aus der Hand
zu geben (SPD-Bundestagsfraktion 2004;
Napp 2004; Littwin/Schöne 2006). Das
„Gesetz zur Beschleunigung der Umset-
zung von Öffentlich Privaten Partnerschaf-
ten und zur Verbesserung gesetzlicher Rah-
menbedingungen für Öffentlich Private
Partnerschaften“ (2005) basiert auf den
Vorarbeiten der PPP-Arbeitsgruppe der
SPD-Bundestagsfraktion.

In Deutschland wird PPP sowohl als
Alternative als auch Vorstufe zu vollständi-
ger Privatisierung diskutiert. Für beides
gibt es Anhaltspunkte. Weltweit mündet
ein Teil der seit Beginn der 1980er Jahre in-
itiierten PPP in Privatisierungen. Ein wei-
terer Teil besteht bisher stabil als PPP fort.
Es sind darüber hinaus auch einige Fälle
dokumentiert, in denen PPP auf mehr oder
weniger spektakuläre Weise scheiterten
(IPPR 2001). Noch ist es schwierig, eine ab-
schließende Einschätzung abzugeben, da
die Laufzeit vieler PPP auf 10 bis 30 Jahre
angelegt ist. Doch angesichts der ökonomi-
schen, politischen und sozialen Brisanz von
PPP – je nach Interpretation steht die Legi-
timation und Qualität öffentlicher Dienst-
leistungen oder die Effizienz ihrer Erbrin-
gung auf dem Spiel – ist eine Bestandsauf-
nahme angezeigt.

1.2 ZIELE DES BEITRAGS UND 
VERSTÄNDNIS VON PPP

Bislang gibt es kein einheitliches Verständ-
nis von PPP. Wir schlagen daher vor, Ko-
operationen als PPP zu bezeichnen, die fol-
gende Charakteristika aufweisen (Gerstl-
berger/Schneider 2008, S. 19ff.):

– langfristige Zusammenarbeit mit gegen-
seitiger Abhängigkeit,
– gemeinsame Strategie und Ziele,
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terentwicklung. Das Spezifikum der zwei-
ten Variante besteht darin, dass ein privater
Konzessionär im Auftrag der Kommune ei-
ne gebührenpflichtige Dienstleistung er-
bringt und dafür Nutzungsgebühren als
Vergütung erhält. Bau bzw. Errichtung der
notwendigen Infrastruktur können sowohl
in öffentlicher als auch in privater Verant-
wortung liegen. Die dritte Variante ist der
Sammelbegriff für unterschiedliche PPP-
Modelle: Der private Betreiber übernimmt
mindestens den Bau bzw. die Errichtung
(„build“), den Betrieb („operate“) und
übergibt die kommunale Infrastrukturein-
richtung an den öffentlichen Partner nach
Vertragsende („transfer“). Der Private
kann zusätzlich Planungs-, Finanzierungs-
bzw. Erhaltungsleistungen anbieten.

1.3 ANFÄNGE DER DEUTSCHEN 
PPP-ENTWICKLUNG

Auf der Bundes- und Landesebene domi-
nieren seit Mitte der 1980er Jahre strategi-
sche Großprojekte. Beispiele dafür sind
„Toll Collect“ (Lkw-Maut), „Herkules“
(Informations- und Kommunikationsin-
frastruktur der Bundeswehr), „Galileo“
(Satellitennavigation), „Expo 2000“ (Welt-
ausstellung), „Stuttgart 21“ (Modernisie-
rung des Bahnknotens Stuttgart), „Media-
Park Köln“,„Internationale Bauausstellung
(IBA) Emscher Park“, die Verkehrsprojekte
„Herrentunnel“ (Lübeck) und „Warnow-
querung“ (Rostock) oder „Güterverkehrs-
zentren (GVZ)“ (z. B. in Kassel und Wolfs-
burg). Bei diesen Großprojekten und in der
Frühphase der Etablierung von PPPs in
deutschen Kommunen – bis Mitte der
1990er Jahre – waren mögliche Kosten-
und Zeiteinsparungen von geringer Bedeu-
tung. Strategische Ziele, wie z. B. der Auf-
bau neuer lokaler bzw. regionaler Koopera-
tionsnetzwerke oder die Mobilisierung pri-
vaten Know-hows, sind von kommunalen
Entscheidungsträgern in dieser Phase hö-
her gewichtet worden als mögliche Kosten-
und Zeiteinsparungen. Angesichts zuneh-
mender Haushaltsengpässe der öffentli-
chen Hand wird PPP ab der zweiten Hälfte
der 1990er Jahre auch in Deutschland ver-
stärkt als Finanzierungsoption wahrge-
nommen, um den „Investitionsstau“ im
Bereich der öffentlichen Infrastruktur zu
verringern.

Eine wichtige Erfahrung aus dem briti-
schen Infrastruktur-Programm Private Fi-
nance Initiative (PFI) ist, dass der Erfolg
von PPP nur in einer langfristigen zeitli-

chen Perspektive von mindestens zehn bis
15 Jahren beurteilt werden kann. Für
Deutschland ist eine derartige Bewertung
von PPP-Vorhaben bisher nur in Einzelfäl-
len möglich, die bereits eine entsprechende
Laufzeit aufweisen. Trotz dieser strukturel-
len Einschränkung liegt ausreichend empi-
risches, vor allem qualitatives Material für
eine Zwischenbilanz kommunaler PPPs
vor. In diesem Zusammenhang sind Verän-
derungen der rechtlichen und volkswirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen in der
Europäischen Union (EU) zu beachten.

2
Rahmenbedingungen 
für PPP in der EU 
und in Deutschland

2.1 AKTUELLE ENTSCHEIDUNGEN
AUF EU-EBENE

Eine wichtige Einschränkung für öffent-
lich-private Partnerschaften in der EU be-
trifft „Inhouse-Geschäfte“. In einer Ent-
scheidung vom 11.01.2005 (AZ C-26/03)
hat der Europäische Gerichtshof (EuGH)
festgestellt, dass Kommunen auch mehr-
heitlich von ihnen beherrschte Beteiligun-
gen nicht ohne Ausschreibung beauftragen
dürfen (EuGH 2005). Die öffentliche Hand
hat ein Interesse daran, eigene bzw. ihr ver-
bundene Gesellschaften mit der Aufgaben-
erledigung zu betrauen, da sie dadurch ei-
nen besseren Zugriff auf die Dienstleis-
tungsqualität hat. Institutionelle PPP wer-
den aufgrund der Rechtslage in deutschen
Landkreisen und Gemeinden nur noch in
Ausnahmefällen neu initiiert (z. B. Gesell-
schaften für Wirtschaftsförderung oder
Tourismus). Bei den genannten Einsatzfel-
dern für PPP handelt es sich um freiwillige
Selbstverwaltungsaufgaben. In diesen Auf-
gabenbereichen werden im Regelfall von
PPP-Gesellschaften keine Leistungen für
die kommunalen Gesellschafter erstellt,
sondern Dienstleistungen für Dritte.

Eine weitere wichtige Rahmenbedin-
gung für PPP in der EU ist die „EU-
ROSTAT-Entscheidung“ (2004). Das statis-
tische Amt der Europäischen Union hat
sich in dieser Entscheidung mit der Bedeu-
tung der Vermögenswerte in PPP vor dem
Hintergrund der „Maastricht-Kriterien“
befasst. Aus Sicht der volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnung sollte ein Bewertungs-
maßstab dafür gefunden werden, wie diese

Vermögenswerte sich auf die öffentliche
Verschuldung in der EU auswirken.

Die EUROSTAT-Entscheidung zu PPP,
die auf komplexen Modellen der volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung basiert,
lautet:„EUROSTAT empfiehlt,Vermögens-
werte, die Gegenstand einer Öffentlich Pri-
vaten Partnerschaft sind, nicht als Vermö-
genswerte des Staates zu klassifizieren und
folglich nicht in der Bilanz des Sektors Staat
zu verbuchen, wenn die beiden folgenden
Bedingungen erfüllt sind: […D]er Private
Partner trägt das Baurisiko, und […] der
Private Partner trägt mindestens entweder
das Ausfallrisiko oder das Nachfragerisiko.
Wenn das Baurisiko vom Staat getragen
wird oder wenn der Private Partner nur das
Baurisiko und kein anderes Risiko trägt,
werden die Vermögenswerte als Vermö-
genswerte des Staates klassifiziert“ (EU-
ROSTAT 2004).

Diese Regelung soll einer etwaigen ver-
deckten Überschuldung öffentlicher Ge-
bietskörperschaften vorbeugen, die als
langfristige Konsequenz von Public Private
Partnership eintreten könnte. Auslöser für
die EUROSTAT-Entscheidung waren Un-
tersuchungen von Rechnungshöfen und
vergleichbaren Einrichtungen der Finanz-
aufsicht in verschiedenen EU-Mitglied-
staaten. Diese Evaluierungen dokumentier-
ten Fälle, in welchen Kommunen aufgrund
von PPP-Vorhaben ihre wirtschaftliche
Leistungsfähigkeit überschritten hatten.
Die operative Umsetzung der EUROSTAT-
Entscheidung ist bisher in den EU-Mit-
gliedstaaten kaum vollzogen worden. Dies
gilt auch für die Bundesrepublik. Der Bund
und die Bundesländer haben eine entspre-
chende Konkretisierung ihrer Haushalts-
bzw. Gemeindeordnungen bisher erst in
Ansätzen umgesetzt (z. B. Gesprächsrunde
PPP 2006, S. 30ff.).

2.2 KRITISCHE EINSCHÄTZUNG DER
RECHNUNGSHÖFE

Die Konferenz der Präsidentinnen und
Präsidenten der Rechnungshöfe des Bun-
des und der Länder hat 2006 auf die mit
PPP-Finanzierungsmodellen verbundenen
Überschuldungsgefahren dezidiert hinge-
wiesen (Konferenz der Präsidentinnen und
Präsidenten der Rechnungshöfe des Bun-
des und der Länder 2006):

„Städten, Gemeinden und auch Län-
dern, die finanziell angeschlagen sind, hilft
dieses Instrument nicht weiter. Bei Finan-
zierungsengpässen wird es von der öffent-
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lichen Hand häufig als Ausweg angesehen,
um Investitionen zu realisieren und Wachs-
tumsimpulse zu setzen. Mittel- und lang-
fristig ein gefährlicher Weg, weil auch hier
die Finanzierungslast in die Zukunft ver-
schoben wird […].“

Hinweise aus unterschiedlichen Jahres-
berichten von Landesrechnungshöfen un-
terstreichen diese allgemeine Warnung. Im
Jahresbericht des Bayerischen Obersten
Rechnungshofes (OHR) (2006, S. 53) fin-
det sich z. B. folgende Einschätzung: „Der
Staat verwirklicht zwei Staatsstraßenpro-
jekte über Öffentlich Private Partnerschaf-
ten. Der ORH hat bei den Investitionen kei-
ne Kostenvorteile festgestellt, die nicht
auch bei konventioneller Verwirklichung
erreichbar wären. Demgegenüber verteuert
die private Vorfinanzierung die Maßnah-
men.“ Der Präsident des Rechnungshofes
Baden-Württemberg (Kiefer 2006) gelangt
zu einer differenzierteren Einschätzung der
Wirtschaftlichkeit von PPP, die in den
1990er Jahren realisiert wurden. Der expli-
zite Hinweis auf Verschuldungsrisiken fin-
det sich jedoch auch in diesem Bericht
(ebd., S. 21).

Als wichtigste Erklärungsversuche da-
für, dass die in PPP-Leitfäden (Weber et al.
2006; Christen 2007) häufig genannten
Einsparpotenziale von ca. 10 % bis 25 % bei
den Investitionskosten für die öffentliche
Hand in der Praxis in der Regel erreichbar
sind, lassen sich zusammenfassen (Gerst-
lberger/ Schneider 2008; Ziekow/Windof-
fer 2008):

– Hohe Transaktionskosten für die Pro-
jektvorbereitung und -begleitung durch
externe Berater,
– nicht ausreichend qualifizierte Experten
innerhalb der Verwaltung für Projektvor-
bereitung, -management und -controlling,
– bislang unzureichende Standardisier-
barkeit von PPP-Projekten hinsichtlich
Leistungsspezifikation, Ausschreibungs-
und Vergabeprozessen sowie Vertragsge-
staltung und
– begrenzte Realitätsnähe bisher verfügba-
rer Konzepte für öffentlich-private Wirt-
schaftsvergleiche.

Der erste und der dritte Punkt hängen auch
damit zusammen, dass PPP nach wie vor
ein Finanzierungs- und Beschaffungsin-
strument ist, das in deutschen Gebietskör-
perschaften selten eingesetzt wird. Die öf-
fentliche sowie private Infrastruktur für
Beratung und Unterstützung ist dement-

sprechend noch wenig entwickelt. Bera-
tungsleistungen sind in der Regel projekt-
spezifisch ausgerichtet und daher kosten-
intensiv. Eine stärkere Verbreitung und
Standardisierung von PPP-Projekten könn-
te zu einer Verringerung der Transaktions-
kosten beitragen.

Was den letzten Punkt angeht, sind
grundsätzliche methodische Probleme nach
wie vor ungelöst. Das wahrscheinlich
schwerwiegendste operative Problem be-
steht derzeit darin, dass betriebswirtschaft-
liche Instrumente (Doppik, Kosten- und
Leistungsrechnung, Controlling) inner-
halb des öffentlichen Sektors oft nicht aus-
reichend implementiert sind. Dies gilt 
besonders für kleine und mittlere Kommu-
nen (Gerstlberger/Schmittel 2004). Die ei-
gentlich für aussagekräftige Wirtschaftlich-
keitsvergleiche mit den privaten Kalkula-
tionswerten notwendigen öffentlichen Ver-
gleichsdaten stehen daher häufig (noch)
nicht zur Verfügung. Als Ersatz werden
Durchschnittswerte (z. B. im Bereich des
Immobilienmanagments) oder Schätzwer-
te verwendet, was jedoch zu erheblichen
Ungenauigkeiten führt.

Ein weiteres Problem ist, dass langfris-
tige Lebenszyklus-Risiken – besonders bei
Vertragslaufzeiten bis zu 30 oder 35 Jahren
– nur bedingt quantifiziert werden können.
In vielen Fällen fehlen hier noch belastba-
re Erfahrungswerte. Besonders bei „High-
Tech-PPP“ wie „Toll Collect“ müssen neben
den herkömmlichen Projektrisiken zusätz-
lich technologische Innovationsrisiken
berücksichtigt werden (Gerstlberger et al.
2006). Diese Entwicklungsrisiken werden
in den bisher verfügbaren Standard-Kalku-
lationsinstrumenten für öffentlich-private
Wirtschaftlichkeitsvergleiche aufgrund ih-
rer Komplexität nicht berücksichtigt.

Bis dato nicht geklärt ist darüber hin-
aus die Frage, wie umsatzsteuerpflichtige
öffentlich-private Gesellschaften, die für
den privaten Partner einen Gewinn er-
wirtschaften müssen, substanziell bessere
Ergebnisse erreichen können als nicht um-
satzsteuerpflichtige Eigen- oder Regiebe-
triebe (kommunale Einrichtungen in öf-
fentlichen Rechtsformen), die nur kosten-
deckend arbeiten dürfen. Weitere offene
Fragen betreffen die (fehlende) Möglich-
keit, Fördermittel bzw. Zuschüsse für PPPs
zu gewähren („Beihilfeproblematik“), oder
Datenschutzanforderungen (Sühnel 2008;
Gerstlberger/Sack 2003, S. 58).

In der Praxis werden Defizite des Betei-
ligungsmanagents und -controllings kaum

offen diskutiert (Killian et al. 2006). Neue-
re empirische Studien (Edeling et al. 2004;
Killian et al. 2006) konstatieren überein-
stimmend ein „Steuerungsproblem“ (Kil-
lian et al. 2006, S. 125ff.) kommunaler Ei-
gengesellschaften mit privaten Rechtsfor-
men (in der Regel umsatzsteuerpflichtige
Gesellschaften mit beschränkter Haftun-
gen oder Aktiengesellschaften mit privater
Beteiligung und mit Gewinnerzielungsab-
sicht sowie eigenständiger, dezentraler
Möglichkeit der Kreditaufnahme):

– Die Kommune nimmt nicht angemes-
sen auf ihre Beteiligungen Einfluss. Die Er-
füllung des öffentlichen Zwecks wird zu
wenig beachtet.
– Die Beteiligungsverhältnisse werden zu-
nehmend komplexer und damit häufig
unüberschaubar.
– Kommunale Haushalte drohen – auch
aufgrund der Kreditaufnahmen von Eigen-
gesellschaften – zu überschulden und es be-
steht die Gefahr, dass der zukünftige finan-
zielle Gestaltungsspielraum eingeschränkt
wird.
– Bei Langzeitrisiken entstehen Vorsorge-
defizite.
– Es kommt zu Koordinationsproblemen
innerhalb der Gesamtverwaltung und zwi-
schen unterschiedlichen Einzelgesellschaf-
ten (z. B. untereinander nicht abgestimm-
te Beschaffungs- oder EDV-Systeme).

Bemerkenswert ist zudem, dass diese Steue-
rungsprobleme bereits für privatrechtliche
Töchter, die sich zu 100 % im öffentlichen
Eigentum befinden, konstatiert werden.
Geschäftsführungen und Vorstände bemü-
hen sich in der Regel aktiv, die Einfluss-
nahme der Verwaltung und kommunaler
Selbstverwaltungsorgane auf ein Mindest-
maß zu reduzieren. Private Unternehmen
sind demgegenüber eher in der Lage, ihre
Interessen gegenüber ihren Tochtergesell-
schaften durchzusetzen (Schneider 2002).

2.3 BEGRENZTE CHANCEN FÜR EINE
„MITTELSTANDSFREUNDLICHE 
GESTALTUNG“

Ein weiterer kritischer Hinweis zu PPP be-
trifft neben dem Verschuldungsrisiko für
die Gebietskörperschaften die geringen
Chancen für mittelständische (Bau-)Un-
ternehmen, sich als private Partner feder-
führend zu beteiligen. In der Studie „PPP
und Mittelstand“ des Deutschen Instituts
für Urbanistik (Difu) wurden 30 PPP-
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führte 1989 und 1990 das Institut für 
Landes- und Stadtentwicklungsforschung
GmbH (ILS) in NRW durch. 235 oder 59 %
von 396 angefragten Kommunen nahmen
teil. Bei der Grundgesamtheit handelte es
sich um alle Mitglieder des Deutschen
Städtetags in NRW (Kruzewicz 1993). Für
103 Gemeinden konnten 286 öffentlich-
private Kooperationen ermittelt werden.
70 davon waren eine GmbH oder ein ein-
getragener Verein. Die Mehrzahl ließ sich
den Aufgabenfeldern Stadtentwicklung
und Technologieförderung zuordnen.

Im Rahmen einer repräsentativen Be-
fragung von (Ober-)Bürgermeistern (aller
Gemeindegrößenklassen) und Landräten
aus dem gesamten Bundesgebiet wurde die
Verbreitung von PPP für 2005 in ausge-
wählten Aufgabenbereichen ermittelt (Ab-
bildung 1; Bogumil et al. 2007, S. 338).

Betreibermodelle (vgl. Abschnitt 1.2)
spielen demnach lediglich in der Abfallent-
sorgung mit fast 5 % aller Fälle eine nen-
nenswerte Rolle (Anteil gemeinwirtschaft-
licher Unternehmen mit Gesellschafteran-
teilen in öffentlicher und privater Hand:
6,2 %). Im Öffentlichen Personennahver-
kehr (ÖPNV), in der Wasserwirtschaft und
der Energieversorgung erreicht der Anteil
öffentlich-privater Unternehmen jeweils
(knapp) die 5-%-Marke. Der Anteil voll-
ständiger (materieller) Privatisierung reicht
dagegen von 7,1 % bei der Wasserversor-
gung und Abwasserentsorgung bis 11,6 %
im ÖPNV.

3.3 ÖFFENTLICHER HOCHBAU ALS
AKTUELLER PPP-SCHWERPUNKT

Seit Ende der 1990er Jahre liegt der Schwer-
punkt für PPP in deutschen Kommunen
im öffentlichen Hochbau. Das Difu ermit-
telte für 2000 bis 2005 „etwa 600“ deutsche
PPP-Projekte „im weiteren Sinne (nach der
Einschätzung der Befragten)“. Der kom-
munalen Ebene lassen sich „davon etwa 80
Prozent“ zurechnen (Grabow et al. 2005,
S. 4). 46 % der identifizierten PPP entfallen
auf den öffentlichen Hochbau. Die Ver-
gleichswerte für Sport, Freizeit und Touris-
tik sowie öffentliche Sicherheit und Justiz
betragen 21 % bzw. 12 %. In weiteren Fel-
dern liegt der PPP-Anteil deutlich unter
10 %. Grabow et al. (2005) kommen da-
rüber hinaus in einer Vollerhebung in
Bund, Ländern und Gemeinden zu dem
Ergebnis, dass sich die Zahl der realisierten
und konkret geplanten kommunalen PPP
zwischen 2004 und 2005 gegenüber den

Anwendung gekommen (Ellwein/Buck
1995; ergänzend Sack 2007, S. 59f.).

Ausgehend von diesen Erfahrungen
entwickelten sich die Wasserver- und -ent-
sorgung sowie die Abfallwirtschaft in den
1990er Jahren zu den wichtigsten Anwen-
dungsfeldern für Public Private Partner-
ship. Durch die schrittweise Novellierung
der Abfallgesetzgebung (vor allem das
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz, das
1996 in Kraft trat, sowie die Einführung
des Dualen Systems Deutschland) wurden
Ende der 1980er und in den 1990er Jahren
neue technische, organisatorische und öko-
logische Verwertungsstandards für Indus-
trie- und Haushaltsabfälle etabliert. Die
aufgrund fehlender Haushaltsmittel aufge-
laufenen Investitionsbedarfe der Kommu-
nen sind dadurch zusätzlich erhöht wor-
den. In der Ver- und Entsorgung sind bis
dato sowohl vertragliche PPP als auch ge-
mischtwirtschaftliche Unternehmen (teil-
privatisierte Stadtwerke, Abfallwirtschafts-
unternehmen, Wasser- und Abwasserbe-
triebe) verbreitet, besonders in Nordrhein-
Westfalen, Hessen und Niedersachsen. Für
Stadtwerke ermittelt Trapp (2006, S. 97f.),
dass im Jahr 2005 an 17 (oder 55 %) von 31
Stadtwerken deutscher Großstädte private
Kapitaleigner beteiligt waren. In vier Fällen
fungierte die Kommune nur noch als Min-
derheitsgesellschafter.

3.2 QUANTITATIVE VERBREITUNG
VON PPP NACH AUFGABENFELDERN

Die erste quantitative Befragung in deut-
schen Kommunen, die explizit PPP als 
Untersuchungsgegenstand gewidmet war,

Hochbauprojekte hinsichtlich der Mög-
lichkeiten einer „mittelstandsfreundlichen
Ausgestaltung“ untersucht (Difu 2008,
S. 8). Ein Ergebnis dieser Studie lautet: „In
großen Projekten finden sich praktisch kei-
ne KMU mehr als Hauptauftragnehmer,
auch nicht als Partner in Konsortien.“ Ein
rein mittelständisches Bieterkonsortium
wurde in keinem der untersuchten PPP-
Projekte als privater Partner ausgewählt.
Großunternehmen waren bei allen analy-
sierten Projekten beteiligt, zumindest über
Tochtergesellschaften (ebd., S. 9).

3
Quantitative Verbreitung
von PPP in deutschen
Kommunen

3.1 PPP-VORGÄNGERMODELLE 
IN DER KOMMUNALEN VER- UND
ENTSORGUNG

Zu Beginn der 1980er Jahre förderte die
niedersächsische Landesregierung im Rah-
men der Neuordnung von § 149 Abs. 6 des
Niedersächsischen Wassergesetzes Betrei-
bermodelle unter der Beteiligung privater
Entsorgungsunternehmen. Betreiberver-
träge konnten für einen Zeitraum von ca.
20 bis 30 Jahren abgeschlossen werden.
Wichtigstes Ziel der privaten Beteiligung
war es, angesichts nicht ausreichender
Rückstellungen Investitionsbedarfe in den
Kommunen zu verringern. Ähnliche Mo-
delle sind nach der deutschen Vereinigung
in den neuen deutschen Bundesländern zur
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Vorjahren verdoppelt hat. Ausgenommen
waren bei der Erhebung Stadtwerke sowie
andere Ver- und Entsorgungsbetriebe.

Die Ergebnisse einer Befragung des
Deutschen Städtetages aus dem ersten Halb-
jahr 2002 fallen ähnlich aus: Zu Beginn des
neuen Jahrtausends war PPP in rund der
Hälfte der 235 Mitgliedsstädte (Rücklauf-
quote 80 %) verbreitet. 53 % der Mitglieds-
städte führten (nach Einschätzung der Be-
fragten) im Befragungszeitraum „PPP-
bzw. PFI-Projekte“ durch. Städte zwischen
100.000 und unter 200.000 (62 %) sowie ab
500.000 Einwohnern (59 %) waren dabei
im Vergleich zu den befragten Kommunen
überdurchschnittlich aktiv. Die regionale
Streuung ist erheblich: Während 100 % der
hessischen Städte Erfahrungen mit PPP ge-
macht haben, gilt dies lediglich für 33 %
der Mitgliedsstädte in NRW (Frischmuth
2004, S. 44f.).

Die Kernergebnisse der Untersuchung
von Janetschek (2007, S. 4ff.) bestätigen die
Befunde der Difu-Studie im Wesentlichen.
17 % der befragten Mittel- und Großstädte
führen bereits Public Private Partnerships
durch. 16 % planen derzeit die Realisierung
zumindest eines Projektes als PPP. Knapp
die Hälfte (48 %) der abgeschlossenen Pro-
jekte entfallen auf den Schulbereich (Hoch-
bau). Danach folgen Sport, Freizeit und
Kultur (27 %) sowie das Sozial- und Ge-
sundheitswesen (ca.18 %) als Anwendungs-
felder. Die Bedeutung des Schulbereichs
soll bis 2013 als PPP-Anwendungsfeld al-
lerdings deutlich an Bedeutung verlieren:
Nur noch 7 % der Kommunen, die aktuell
PPP-Vorhaben planen, nennen Schulpro-
jekte als Option. Der Vergleichswert für das
Feld Sport, Freizeit und Kultur beträgt
32 %. 80 % der Befragten bewerten die
„bisherigen Ergebnisse“ bzw. den Verlauf
der bei ihnen durchgeführten Projekte
„insgesamt positiv“ (Janetschek 2007, S. 4),
4 % geben „sehr negative Erfahrungen“ an.
(ebd.). Die Kritik betrifft dabei PPP in der
Summe etwas stärker als Privatisierungen.

Diese im Auftrag der Ernst & Young AG
ermittelten Befragungsergebnisse basieren
auf 300 Telefoninterviews mit Kämmerern
oder leitenden Mitarbeitern der Finanzver-
waltungen deutscher Städte ab 20.000 Ein-
wohnern. Die Interviews wurden im Mai
2007 durchgeführt. Bei der Interpretation
der erhobenen Daten sind vier Einschrän-
kungen zu berücksichtigen:

– Die Befragten beurteilen auch bestimm-
te Ergebnisse ihrer eigenen Aktivitäten.

– Städte mit unter 50.000 Einwohnern
sind in der Stichprobe gegenüber der
Grundgesamtheit unterrepräsentiert und
solche mit zwischen 50.000 und unter
100.000 sowie zwischen 100.000 und unter
200.000 Einwohnern überrepräsentiert
(Janetschek 2007, S. 5).
– Zwischen Privatisierungen und PPP so-
wie durchgeführten und geplanten Vorha-
ben wird in einigen Fragen nicht eindeutig
unterschieden (z. B. Janetschek 2007, S. 31:
Erfragt werden „Gründe für die geplanten
oder bereits durchgeführten Privatisierun-
gen bzw. ÖPP-Projekte“).
– Die bisher – überwiegend 2004 oder
2005 – begonnenen PPP befinden sich zu-
meist in einem frühen Projektstadium.

4
Zentrale Ergebnisse 
qualitativer Fallstudien 
zu PPP

4.1 DATENBASIS UND 
UNTERSUCHUNGSMETHODIK

Trotz rechtlicher Restriktionen nimmt die
Relevanz von Public Private Partnerships
für die Praxis der öffentlichen Hand nicht
ab. Welche Motive die unterschiedlichen
Akteure bei der Implementation von PPP
haben und inwieweit sie ihre Ziele errei-
chen, bleibt jedoch vor dem Hintergrund
der vorgestellten quantitativen Daten of-
fen. In den letzten Jahren wurden daher ei-
nige qualitative Forschungsprojekte durch-
geführt, die typische Fallkonstellationen
von PPP erfassen und auf dieser Basis Auf-
schluss über Motive und Wirkungen geben
sollten.

Bei den in diesem Beitrag berücksich-
tigten Forschungsvorhaben handelt es sich
um das Projekt „PPP – Hybridvarianten
der Dienstleistungsproduktion“,1 die Un-
tersuchung „PPP als neuartige Regelungs-
muster zwischen öffentlicher Hand und
Unternehmen“2 sowie das Vorhaben „Best-
Practice-Studie Projektfinanzierung und
Öffentlich Private Partnerschaften in der
Elektrotechnik- und Elektronikindustrie“.3

Im Zentrum standen Fragen danach,
was der öffentliche Partner in PPP über den
Umgang mit neu entstehenden oder verän-
derten Wettbewerbsbedingungen lernen
kann, und nach den Wirkungen von PPP
für die Nutzer öffentlicher Dienstleistun-
gen (eine detaillierte Darstellung der qua-

litativen Empirie findet sich bei Gerstlber-
ger/Schröder 2008).

Es wurden Fälle untersucht, die in der
politischen und fachlichen Öffentlichkeit als
erfolgreiche Modelle für PPP gelten. Dafür
wurden leitfadengestützte Experteninter-
views mit politischen Entscheidern, Vertre-
tern der öffentlichen Hand, Repräsentanten
der privaten Partner,Personal- und Betriebs-
räten sowie ggf. weiteren relevanten Akteu-
ren (z. B. Beratern) durchgeführt. Die qua-
litativen Ergebnisse wurden durch Doku-
mentenanalysen und Internetrecherchen er-
gänzt (Gerstlberger/Schneider 2008, S. 9f.).

4.2 ZUSAMMENFASSUNG DER 
ERGEBNISSE QUALITATIVER 
FALLSTUDIEN

Angesichts der Erwartung, PPP trüge zu
Einsparungen oder Effizienzgewinnen bei,
überrascht es, dass durchgängig in allen
untersuchten Best-Practice-Fällen wirt-
schaftliche und finanzielle Aspekte nur am
Rande eine Rolle spielen. Mindestens bei
Projektbeginn stehen andere Ziele im Vor-
dergrund. Einerseits ist dies die Vorberei-
tung auf Wettbewerbsbedingungen, mit
welchen die öffentliche Hand teilweise erst
Erfahrungen sammeln muss. Andererseits
handelt es sich um Vorhaben, in denen die
öffentliche Hand mittels externen Sachver-
stands Aufgaben bewältigen will, für die sie
sich selbst aus politischen oder aus fachli-
chen Gründen nur begrenzt kompetent
fühlt. Einsparungen sind eher Nebeneffek-
te. Strategisch wichtig ist der öffentlichen
Hand oft, einen privaten Partner zu fin-
den, der vertrauenswürdig ist und zur
Organisationskultur der bestehenden bzw.
zu schaffenden (teil-)öffentlichen Einrich-
tung passt. Private Partner akzeptieren 
ihrerseits, mit PPP nur begrenzt Gewinne
machen zu können, um Referenzmodelle
für künftige Partnerschaften und Vertrau-
enskapital aufzubauen.

Jenseits einfacher Dienstleistungen, bei
denen die Gewinnspannen begrenzt sind,

1 Das Projekt wurde 2000 bis 2004 vom Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung (BMBF) durch-
geführt. Es ist von Maria Oppen geleitet sowie von
Friedrich Hauss, Detlef Sack, Karsten Schneider und
Alexander Wegener bearbeitet worden.

2 Die Hans-Böckler-Stiftung förderte das Projekt von
2003 bis 2004 (Gerstlberger/Schmittel 2004).

3 Das Vorhaben erhielt 2005 und 2006 durch den
Zentralverband Elektrotechnik- und Elektronikin-
dustrie (ZVEI) e. V. Unterstützung (Gerstlberger
et al. 2006).

https://doi.org/10.5771/0342-300X-2008-10-556 - Generiert durch IP 216.73.217.60, am 08.05.2026, 07:15:32. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771%2F0342-300X-2008-10-556


561WSI Mitteilungen 10/2008

können beide Partner von einer dynami-
schen wirtschaftlichen Entwicklung profitie-
ren und ihre Wettbewerbsposition durch die
Kooperation teilweise erheblich verbessern.
Aber auch wirtschaftlich erfolgreiche Part-
nerschaften entstehen in der Regel aus einer
doppelten Notlage der beiden Partner. Der
private Partner hat es entweder versäumt,
sich in einem neuen Marktfeld frühzeitig zu
positionieren, oder ist dem öffentlichen
Partner aufgrund von langjähriger Interde-
pendenz verpflichtet. Auf Seiten der öffent-
lichen Hand liegt oft ein strategisches Ver-
säumnis – in der Regel ausgebliebene In-
vestitionen oder Qualifikationsmaßnahmen
– oder ein politisches Motiv vor.

Erfolge von Public Private Partnerships
sind zumeist relativ unabhängig davon, ob
es bei der Partnerschaft bleibt, der private
Partner die Aufgabe komplett übernimmt
oder die öffentliche Hand nach einiger Zeit
wieder die Gesamtverantwortung erhält.
Dies lässt die begründete Vermutung zu,
dass PPP häufig eine Variante der betriebs-
wirtschaftlichen Modernisierung des öf-
fentlichen Partners ist. Oft arbeiten private
Partner mit anderen Standards als die öf-
fentliche Hand: In den Aufgabenfeldern
Entsorgung, Gebäudemanagement oder
ÖPNV bleibt man unter den Tarifentgelten
des öffentlichen Dienstes; Gebühren und
Preise für Ver- und Entsorgungsleistungen
werden erhöht; die Qualität von Dienstleis-
tungen, z. B. beim Catering, wird reduziert.
Dem Privaten bleibt in der Regel wenig
Spielraum für Kosteneinsparungen, wenn
er derartige Standards – z. B. aufgrund ver-
traglicher Vereinbarungen – nicht senken
kann. Für Beschäftigte bedeuten die struk-
turellen Veränderungen der Leistungser-
stellung, dass sie zunehmend mit ökono-
mischen Kriterien konfrontiert sind und
Arbeitsprozesse verdichtet werden. Häufig
sind die Beschäftigten und ihre Gewerk-
schaften von PPP eher betroffen als daran
beteiligt.

Eine wichtige Erfolgsbedingung öffent-
lich-privater Partnerschaften ist eine ge-
meinsame positive Organisationskultur.
Beschäftigte des privaten und öffentlichen
Partners müssen friktionsfrei zusammen-
arbeiten. Dies ist bereits bei Fusionen von
privaten Partnern nur selten gegeben. PPP
sind diesbezüglich voraussetzungsvoller.

Zudem sind die Finanzierungsbedingun-
gen der öffentlichen Hand relativ günstig
und das Qualifikationsniveau ihrer Mitar-
beiter ist gut, sodass kaum kleine und mitt-
lere Unternehmen als Partner in Betracht
kommen. Kommunen mit relativ schlech-
ten Finanzierungsbedingungen sind da-
rüber hinaus oft mit einem Veto der Kom-
munal- bzw. Finanzaufsicht konfrontiert,
da PPP als kreditähnliche Geschäfte inter-
pretiert werden.

Die öffentliche Hand ist im Rahmen von
Partnerschaften dazu gezwungen, entweder
effektiv zu steuern und sich mit den Eigen-
interessen der PPP-Gesellschaft und des pri-
vaten Partners auseinanderzusetzen. Oder
sie gibt die Kontrolle weitgehend aus der
Hand. Ersteres impliziert erheblichen Res-
sourcenaufwand.Letzteres führt zur Abhän-
gigkeit vom privaten Partner und zu dem
Abbau eigener Kompetenz. In der Summe 
lässt sich der Aufbau von Vertrauen bzw. die
Existenz von langfristig stabilen sozialen Be-
ziehungen als Voraussetzung erfolgreicher
PPP feststellen. Die angesichts hoher Trans-
aktionskosten geforderten und durch Kom-
petenzzentren der Länder und des Bundes
geförderten „PPP von der Stange“ sind in-
sofern und angesichts dynamischer Wettbe-
werbsbedingungen realitätsfern. PPP kön-
nen letztlich nur dann einen sinnvollen
Zweck erfüllen, wenn sie beiden Partnern
projektspezifische Lernerfolge ermöglichen.

5
Fazit: PPP als begrenztes
und spezialisiertes 
Finanzierungsinstrument

Angesichts der Ergebnisse dieser Zwischen-
bilanz muten die Ziele, die in Wissenschaft
und Politik mit PPP verbunden werden,
überraschend an. Von besserem Regie-
rungshandeln und selbst finanziellen Ein-
sparmöglichkeiten ist in der Praxis kaum
die Rede. Den öffentlichen Partnern geht es
in Best-Practice-Fällen in erster Linie um
neue Finanzierungsmöglichkeiten sowie
die Einwerbung von wettbewerblichem
und technischem Know-how. Entscheiden-
de Rahmenbedingung von PPP ist, dass die
Haushaltsengpässe der öffentlichen Hand

Investitionen in die Infrastruktur kaum
mehr möglich machen. PPP sind demnach
eine Option, trotz fehlender weiterer Ver-
schuldungsmöglichkeiten Ressourcen für
öffentlich zu erbringende Dienstleistungen
zu mobilisieren. Dabei handelt es sich 
nicht nur um finanzielle Mittel, sondern
auch um Qualifizierungsmöglichkeiten
und wettbewerbsrelevantes Wissen, wel-
ches sich die öffentliche Hand nicht kurz-
fristig beschaffen kann.

Die qualitative Empirie macht auch
deutlich, dass die von den öffentlichen
Partnern formulierten Ziele grundsätzlich
erreicht werden können. Allerdings ist dies
an Voraussetzungen gebunden. Förderlich
für den Erfolg ist in erster Linie die von bei-
den akzeptierte gegenseitige Abhängigkeit
der Partner. Diese existiert nicht nur auf-
grund der Partnerschaften selbst, sondern
auch durch vorgelagerte Kooperationsbe-
ziehungen (z. B.Auftraggeber-Auftragneh-
mer- bzw. Kundenbeziehungen). Zudem
sind private Partner auch über das jeweili-
ge Projekt hinaus in hohem Maße am lang-
fristigen Erfolg von PPP interessiert. Es sol-
len immer auch Referenzmodelle für künf-
tige Partnerschaften entwickelt werden.

Das Problem des Vertrauensaufbaus,
das für erfolgreiche PPP von entscheiden-
der Bedeutung ist, erscheint derzeit unge-
löst. In der Vergangenheit hat es in aller Re-
gel vertrauensvolle Partnerschaften zwi-
schen Privaten und Öffentlichen gegeben,
sofern stabile Interaktionsbeziehungen
und Abhängigkeiten bereits bestanden. In
Zukunft ist keine (kurzfristige) Lösung für
das Problem des Vertrauensaufbaus zu er-
warten, da die Rechtsprechung des EuGH
dem entgegensteht. Sollte es zu keiner Neu-
fassung bzw. -interpretation des Ausschrei-
bungsrechts seitens der EU kommen, ver-
liert PPP als Alternative zu materieller 
Privatisierung an Bedeutung. Die Aus-
schreibungspflicht bei Inhouse-Geschäften
zwischen Kommunen und ihren Eigen-
gesellschaften verhindert oder erschwert
zumindest den Aufbau dauerhafter Ver-
trauensbeziehungen zwischen öffentlichen
und privaten Partnern. Public Private Part-
nership bleibt damit ein begrenztes und
spezialisiertes Finanzierungsinstrument,
dessen Chancen und Risiken im Einzelfall
abzuwägen sind.
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